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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Der Stédnderat befasste sich in der Wintersession 2019 als Erstrat mit dem
Bundesbeschluss tber die Genehmigung und die Umsetzung des Ubereinkommens des
Europarats zur VerhlUtung des Terrorismus mit dem dazugehorigen Zusatzprotokoll
sowie Uber die Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus
und organisierte Kriminalitit. Das Ubereinkommen verbietet einerseits Dschihad-
Reisen sowie die Rekrutierung und Ausbildung von Terroristinnen und Terroristen und
strebt andererseits Verbesserungen in der internationalen Zusammenarbeit in den
Bereichen Rechtshilfe und Auslieferung an. Die Umsetzung dieser Bestimmungen macht
eine Anpassung des schweizerischen Strafrechts und weiterer Gesetze notwendig. Die
Kantonskammer trat oppositionslos auf das Geschéaft ein, gab sodann aber mit 33 zu 12
Stimmen einem Einzelantrag Rieder (cvp, VS) auf Riickweisung des Geschéfts an die
Kommission statt. Damit wurde die SiK-SR beauftragt, das Geschéaft unter Einbezug
eines Mitberichts der RK-SR erneut zu beraten. Da das Geschéaft mit dem Ziel der
Terrorismusbekédmpfung zwar unbestritten die Sicherheitspolitik, mit der Umsetzung im
Strafrecht aber auch die traditionelle Doméne der Rechtskommission betreffe, handle
es sich um eine «Schnittstellenproblematik» zwischen den beiden Kommissionen,
waren sich sowohl SiK-Berichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) als auch Antragssteller
und RK-Mitglied Rieder einig. Die stéanderatliche Rechtskommission solle die
strafrechtlichen Massnahmen unter dem Aspekt des Rechtsschutzes, u.a. des
Grundrechts- und des Menschenrechtsschutzes, der Birgerinnen und Burger
beurteilen, und so das Gesamtbild der Vorlage erganzen. Stein des Anstosses war die
Kritik des Anwaltsverbands gewesen, dass mit der angedachten Dynamisierung der
Rechtshilfe die Staatsanwaéltinnen und -anwalte klnftig vorzeitig und ohne richterliche
Uberpriifung Informationen an auslandische Ermittlungsbehdrden weitergeben diirften,
und zwar nicht nur bei Terrorismus, sondern auch bei anderen Straftaten, die
Rechtshilfe erlauben. '

Strafrecht

Nach dem Nationalrat nahm im Herbst 2016 auch der Stdnderat eine Motion der RK-NR
fir einheitliche Bestimmungen zum Strafvollzug bei gefdhrlichen Tatern an. Die
Minderheit der vorberatenden RK-SR, bestehend aus Daniel Jositsch (sp, ZH), Robert
Cramer (gp, GE) und Thomas Minder (parteilos, SH) konnte - mit Hilfe eines flammenden
Pladoyers von Karin Keller-Sutter (fdp, SG) - eine Ratsmehrheit von 28 zu 14 Stimmen
davon iiberzeugen, dass mit der Uberweisung dieses Vorstosses ein Beitrag an die
offentliche Sicherheit geleistet werden kann. Damit ist der Bund beauftragt, Kriterien
und Mindeststandards fir den Umgang mit gefahrlichen Tatern festzulegen. ?

Die Einflihrung einer Kronzeugenregelung im Schweizer Strafrecht war das Ziel einer
Motion Janiak (sp, BL), mit welcher sich der Stdnderat im Dezember 2016 befasste.
Janiak war mit dem Vorstoss dem von der Bundesanwaltschaft in ihrem
Tatigkeitsbericht 2015 geadusserten Wunsch nachgekommen, der Gesetzgeber moge
sich mit der Idee einer Kronzeugenregelung fur die Schweiz auseinandersetzen. Das
Schweizer Strafgesetzbuch kennt heute fir den Straftatbestand der kriminellen
Organisation die sogenannte kleine Kronzeugenregelung. Dies bedeutet, dass das
Gericht Mitgliedern krimineller Organisationen flur ihre Kooperation mit den
Strafverfolgungsbehdrden eine Strafmilderung nach freiem Ermessen zusprechen kann.
Fur Personen, die durch ihre Mitwirkung in einem Strafverfahren gefahrdet sind, sind
ausserdem Zeugenschutzprogramme im Sinne des Bundesgesetzes Uber den
ausserprozessualen Zeugenschutz vorgesehen. Die bestehenden Instrumente der
Strafverfolgung reichten nach Ansicht des Motionars flr die wirksame Bekdmpfung von
mafidsen und terroristischen Organisationen aber nicht aus, was sich zuletzt auch bei
den Thurgauer Mafia-Fallen gezeigt habe. Darliber hinaus sei der Dienst UPF auch mit
dem revidierten BUPF nur sehr eingeschrankt in der Lage, die Kommunikation von
kriminellen  Organisationen zu Uberwachen, da sich diese verschllUsselter
Kommunikationsmittel bedienten, die so sicher seien, dass selbst der Anbieter die
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Ubermittelten Informationen nicht entschlisseln kénne. Der Kronzeuge habe als Insider
jedoch das notwendige Wissen, um solche intransparenten Strukturen aufzubrechen,
und sei daher ein unabdingbares Mittel zur Bekampfung krimineller und terroristischer
Organisationen, argumentierte der Motionéar. Sein Parteikollege Daniel Jositsch (sp, ZH)
betonte hingegen die Fehleranfalligkeit von Kronzeugenaussagen und &usserte
rechtsstaatliche Bedenken. In der offenen Formulierung der Motion - sie schlagt keine
konkreten Massnahmen vor - sah die Stdndekammer jedoch auch eine Chance, die
Vorteile und Probleme einer solchen Regelung eingehend zu diskutieren. Aus diesem
Grund nahm sie die Motion entgegen der bundesratlichen Empfehlung mit 23 zu 11
Stimmen bei 4 Enthaltungen an. *

Mittels parlamentarischer |Initiative wollte Sténderat Daniel Jositsch (sp, ZH)
Mindeststrafen bei sexuellen Handlungen gegeniiber Kindern unter 16 Jahren
einfuhren, um diese Straftaten harter zu bestrafen. Zusatzlich sollten die einschlagigen
Strafdrohungen zwischen Taten gegenlber Jugendlichen unter 16 Jahren und Kindern
unter 12 Jahren differenzieren. Die RK-SR gab der parlamentarischen Initiative im
August 2016 mit 7 zu 5 Stimmen Folge. Die nationalrétliche Schwesterkommission tat es
ihr im April 2017 gleich und hiess die Initiative mit 16 zu 6 Stimmen ebenfalls gut. *

Den Antrag einer Minderheit der RK-NR - im Rahmen der Umsetzung einer
parlamentarischen |Initiative Lang (al, ZG) - Art. 293 StGB betreffend die
Veroéffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen zu streichen, unterstitzte im
Nationalrat in der Frihjahrssession 2017 einzig die SP-Fraktion. Die SP-Vertreterinnen
und -Vertreter hatten argumentiert, dass eine Streichung des Artikels die
Medienfreiheit stérken wirde. Alle anderen Fraktionen - und damit eine klare
Ratsmehrheit - stellten sich hinter den Vorschlag der Kommissionsmehrheit, den
Artikel bloss abzuédndern und ihn EGMR-konform zu gestalten. Auch Bundesratin
Simonetta Sommaruga sprach sich inzwischen far den Vorschlag der
Kommissionsmehrheit aus, nachdem der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom
September 2019 noch keine klare Position bezogen hatte. In der Gesamtabstimmung
nahm der Nationalrat die Vorlage einstimmig bei einer Enthaltung an.

Kontroverser diskutiert wurde das Geschéaft in der Sommersession im Standerat. Ein
Antrag der Minderheit um Sténderat Jositsch (sp, ZH) zur Streichung des Artikels blieb
aber ebenso erfolglos (abgelehnt mit 29 zu 15 Stimmen) wie der Versuch vonseiten SVP
und FDP, die Vorlage in der Gesamtabstimmung noch zu kippen (angenommen mit 32
zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung).

In den Schlussabstimmungen verabschiedeten der Nationalrat einstimmig und der
Standerat mit 34 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen den angepassten Art. 293 StGB. ®

In der Herbstsession 2017 beriet der Standerat als Erstrat die Umsetzung der
Padophilen-Initiative. Schon in der Eintretensdebatte wurde verschiedentlich betont,
wie schwierig es sei, den Artikel 123¢c BV umzusetzen. Standerat Jositsch (sp, ZH) sprach
gar von der ,Quadratur des Kreises® und beantragte Nichteintreten. Mit einer
Umsetzung .light", also dem Versuch, den Konflikt mit den rechtsstaatlichen Prinzipien
und den Grundrechten so klein wie moglich zu halten, sende man ein geféhrliches
Signal an die Stimmbevolkerung: Man kénne jede Initiative, so radikal ihre Forderung
auch sei, bedenkenlos annehmen, um damit ein Zeichen zu setzen - das Parlament
wilrde das mit der Umsetzung dann schon regeln. Um diesem Argument Nachdruck zu
verleihen, nannte er das Beispiel der Volksinitiative zur Wiedereinfihrung der
Todesstrafe: ,Wenn irgendwelche grauenhaften Taten passieren, werden die Leute bei
einer solchen Initiative Ja stimmen, weil sie sagen, man werde ja nicht gerade eine
Guillotine auf dem Bundesplatz aufstellen, nur weil sie der Initiative zugestimmt hatten
[...1." Dieser Entwicklung musse Einhalt geboten werden. Die Padophilen-Initiative
kénne nicht umgesetzt werden, ohne hoherrangiges Recht zu verletzen, weshalb man
auf die Umsetzung besser ganz verzichten und nicht auf die Vorlage eintreten solle.
Auch Andrea Caroni (fdp, AR) zeigte Verstédndnis flr das Dilemma seines Kollegen und
legte dar, dass es unmoglich sei, die Initiative wortgetreu umzusetzen und dabei die
Verhéltnismassigkeit zu wahren - genauso unmaoglich sei es aber, die Initiative ,light™
umzusetzen und dabei die Glaubwirdigkeit vor der Stimmbevdlkerung zu wahren.
Dennoch sei es Aufgabe des Parlamentes, den Verfassungsartikel auf generell-abstrakte
Weise zu konkretisieren und offenstehende Fragen zu beantworten. Es sei
staatspolitisch nicht vertretbar, diese .heisse Kartoffel® einfach an die Gerichte
weiterzureichen. Den besten Ausweg sah Caroni darin, den Verfassungsartikel mit
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einem ,Minimum an Verhéltnisméssigkeit® umzusetzen. Von der Debatte um die
Verhaltnismassigkeit nichts wissen wollte hingegen SVP-Fraktionsangehoriger Thomas
Minder (parteilos, SH). .Man kénnte meinen, die Verhéaltnisméssigkeit [...] stehe Uber
allen anderen Normen der Verfassung®, kritisierte er und fugte an, indem das Volk die
Padophilen-Initiative ~ angenommen  habe, habe es den entsprechenden
Verfassungsartikel eben als verhaltnismassig beurteilt. Einige Parlamentarier schében
das Verhéltnismaéssigkeitsprinzip vor, um .,politisch Unliebsames zu bekéampfen®,
wodurch die Verhaltnismassigkeit ad absurdum geftihrt werde. Bundesratin Simonetta
Sommaruga hielt dem entgegen, dass die Verhéltnisméssigkeit geméss Artikel 5 BV ein
Grundsatz rechtsstaatlichen Handelns sei, der bei jedem staatlichen Handeln beachtet
werden muisse und dem daher zu Recht eine gewisse Prioritat eingeraumt werde. Mit 35
zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung trat die Standekammer schliesslich auf die Vorlage
ein.

Die anschliessende Detailberatung verlief im Allgemeinen weniger kontrovers als es die
mit Leidenschaft geflhrte Eintretensdebatte hatte vermuten lassen. Auf keinen
Widerstand stiessen so etwa die Antrdge der vorberatenden RK-SR, einerseits
Antragsdelikte und Ubertretungen - es handelt sich im konkreten Fall um
Exhibitionismus, sexuelle Belastigung und Pornografie zum Eigenkonsum - aus der Liste
der Anlasstaten fur ein zwingendes lebenslanges Tatigkeitsverbot zu streichen, und
andererseits nur zwischen zwei anstatt drei Typen von Téatigkeitsverboten zu
unterscheiden. Erstens solle ein lebenslanges Tatigkeitsverbot stets von Amtes wegen
und nicht auf Antrag verhangt werden und zweitens sei es nicht notwendig, fir den
direkten Kontakt mit Patienten im Gesundheitsbereich und den sonstigen Kontakt mit
besonders schutzbeddrftigen Erwachsenen verschiedene Tatigkeitsverbote vorzusehen,
da sich diese Bereiche ohnehin oft Uberschnitten. Es soll hingegen je ein separates
Tatigkeitsverbot fur den Kontakt mit Minderjahrigen und mit Erwachsenen geben,
abhangig davon, ob die Anlasstat an einer minderjahrigen oder an einer volljahrigen
Person begangen worden ist. Ebenfalls unbestritten war das Einfligen einer expliziten
Spezialausnahme fur Falle der einvernehmlichen Jugendliebe, um deutlich zu machen,
dass in diesen Fallen von der Anordnung eines Tatigkeitsverbotes abgesehen werden
muss.

Hauptstreitpunkte waren die Definition des Begriffs ,Kinder™, der Anwendungsbereich
der Ausnahmebestimmung, die Moglichkeit zur Uberpriifung eines angeordneten
Tatigkeitsverbotes sowie die Kompetenzen der Staatsanwaltschaft. Bei der Definition
des Begriffs ,Kinder™ ging es um die Frage, ob alle an Minderjahrigen begangenen
Anlasstaten - so der Vorschlag des Bundesrates - oder nur solche, die an unter 16-
Jahrigen begangen worden sind - wie von der Kommission beantragt -, automatisch zu
einem Téatigkeitsverbot flhren sollen. Mit deutlicher Mehrheit (38 zu 4 Stimmen) setzte
sich der Antrag der Kommission gegen jenen des Bundesrates durch, weil dieser der
Verhéaltnismassigkeit eher Rechnung trage und die viel diskutierten Félle von
Jugendliebe von vornherein wenigstens teilweise entschéarfe. Knapper fiel die
Entscheidung in der Frage aus, wie weit der richterliche Ermessensspielraum bei der
Anwendung der Ausnahmebestimmung sein soll. Wahrend der Bundesrat Ausnahmen
nur in ,besonders leichten Fallen® vorgesehen hatte und darin von der
Kommissionsminderheit unterstitzt wurde, wollte die Kommissionsmehrheit den
Verzicht auf ein Tatigkeitsverbot bereits in .leichten Féllen™ erméglichen. Nachdem
Bundesratin Sommaruga konstatiert hatte, die Differenz zwischen Mehrheits- und
Minderheitsantrag sei .nicht wahnsinnig gross®, folgte der Standerat mit 22 zu 19
Stimmen bei einer Enthaltung dem Antrag seiner Kommissionsminderheit.

Mit harteren Bandagen gekédmpft wurde um die vom Bundesrat vorgesehene
Méglichkeit, ein lebenslangliches Tatigkeitsverbot unter bestimmten Bedingungen nach
10 Jahren zu dUberprifen und gegebenenfalls aufzuheben. Nach Ansicht der
Kommissionsmehrheit entferne sich die Umsetzungsgesetzgebung damit zu weit vom
Inhalt der Initiative. Die Verhéltnismassigkeit werde durch die Ausnahmebestimmung
sowie durch die Einschrankung der Anlasstaten ausreichend gewahrleistet, erlauterte
Kommissionssprecher Fabio Abate (fdp, Tl) den Mehrheitsantrag, welcher keine
Aufhebungsmaoglichkeit fur lebenslangliche Tatigkeitsverbote vorsah. Der Bundesrat und
die Kommissionsminderheit argumentierten hingegen, das Tatigkeitsverbot sei nicht
Teil der strafrechtlichen Sanktion, sondern eine zuséatzliche Massnahme, um zukunftige
Taten zu vermeiden - ahnlich der lebensléanglichen Verwahrung. Es sei daher auch hier
geboten, die strafrechtliche Maxime zu befolgen, eine Massnahme nur so lange
aufrechtzuerhalten, als sie zur Sicherstellung ihres Zweckes notwendig sei, weshalb es
eine Uberpriifungsméglichkeit geben miisse. Die klare Mehrheit der Standekammer liess
sich von diesem Einwand jedoch nicht Uberzeugen und stimmte mit 28 zu 14 Stimmen
bei einer Enthaltung fliir den Antrag der Kommissionsmehrheit.
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Zum Schluss drehte sich die Diskussion um die Kompetenzen der Staatsanwaltschaft im
Strafbefehlsverfahren. Wahrend unbestritten war, dass ein Tatigkeitsverbot nur durch
ein Gericht ausgesprochen werden kann, blieb die Frage offen, ob der Verzicht auf die
Verhangung eines Tatigkeitsverbotes ebenfalls nur in einem Gerichtsverfahren oder
auch im Strafbefehlsverfahren durch die Staatsanwaltschaft erfolgen kénnen soll. Die
Kommissionmehrheit wollte in der Strafprozessordnung ausdricklich festschreiben,
dass die Hartefallklausel nur von einem Gericht angewandt werden kann - und bei
dieser Gelegenheit dieselbe Regelung auch fur die Hartefallklausel in der
Umsetzungsgesetzgebung zur Ausschaffungsinitiative festmachen. Die
Kommissionsminderheit kritisierte den fehlenden sachlichen Bezug und Bundesratin
Sommaruga wies darauf hin, dass Strafbefehle nur in einfachen und klaren Féllen
erlassen werden dlrfen - Voraussetzungen, die bei Fragen, ob auf die Anordnung eines
Tatigkeitsverbotes oder eines Landesverweises verzichtet werden kann, eher nicht
gegeben seien. Falls die Staatsanwaltschaft doch in einem sehr klaren Fall,
beispielsweise bei Jugendliebe, von der Verhdngung eines Tatigkeitsverbotes absehe,
sollte das hingegen unproblematisch sein. Im Gegenteil ware eine Uberweisung an ein
Gericht in solchen Fallen unverhéltnismassig aufwandig und kostspielig. Der Standerat
folgte sodann mit 23 zu 17 Stimmen bei zwei Enthaltungen der Minderheit und dem
Bundesrat und verzichtete auf diese Anpassung der Strafprozessordnung.

In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 26 zu 12 Stimmen
bei vier Enthaltungen an. Die Gegenstimmen stammten hauptsédchlich aus dem links-
grinen Lager, aber auch von Vertretern der SVP-Fraktion. ©

Indem eine Landesverweisung in jedem Fall von einem Strafgericht ausgesprochen
werden musse, bei der Anwendung der Hartefallklausel jedoch teilweise das
Strafbefehlsverfahren angewandt werde, béten die Bestimmungen Udber die
strafrechtliche Landesverweisung einen verfahrensékonomischen Anreiz, die
Hartefallklausel anzuwenden und auf einen Landesverweis zu verzichten. So begrindete
Sténderat Philipp Mdller (fdp, AG) seine Motion, mit der er den Bundesrat beauftragen
wollte, die entsprechenden Bestimmungen anzupassen, um den konsequenten Vollzug
von Landesverweisungen sicherzustellen. Der Bundesrat begrisste die offene
Formulierung des Vorstosses und erklarte sich bereit, kinftig als sich notwendig
erweisende Anpassungen vorzunehmen, sollte sich abzeichnen, dass der Wille des
Gesetzgebers in der Praxis nicht umgesetzt werde. Der Stadnderat lehnte in der
Herbstsession 2018 zuerst einen Ordnungsantrag Jositsch (sp, ZH) ab, der die Motion
der Kommission zur Vorberatung zuweisen wollte, damit diese die Forderung im
Zusammenhang mit der Revision der Strafprozessordnung beraten kénnte. Die
Ratsmehrheit sah eine solche Vorgehensweise nicht als zweckmassig an und wollte sich
direkt zum Anliegen der Motion &ussern, die schliesslich oppositionslos angenommen
wurde. ’

Nachdem die RK-SR Vertretungen der Kantone, der Strafverfolgungsbehdrden, der
Richterinnen und Richter, der Anwaltinnen und Anwalte, der Polizeibeamtenschaft
sowie  Strafrechtsexpertinnen und  -experten zum  StGB-Revisionsprojekt
«Harmonisierung der Strafrahmen>» angehdrt hatte, beflirwortete sie grundsatzlich den
Handlungsbedarf. Aufgrund der in den Anhdérungen verbreitet gedusserten Kritik
entschied sich die Kommission jedoch dafir, die Vorberatung der Vorlage zunachst
einer Subkommission anzuvertrauen. Diese soll sich insbesondere auch mit den
zahlreichen hangigen parlamentarischen Initiativen und Vorstéssen zum Umgang mit
Delikten gegen die sexuelle Integritat sowie zur Gewalt und Drohung gegen Behdrden
und Beamte beschaftigen, deren Umsetzung die Kommission in die Harmonisierung der
Strafrahmen integrieren mochte. Wie die NZZ berichtete, gehorten dieser
Subkommission die drei Juristen Daniel Jositsch (sp, ZH), Andrea Caroni (fdp, AR) und
Beat Rieder (cvp, VS) an. Sie mussten die Vorlage neu aufgleisen, denn in den
Anhérungen der Kommission habe sich gezeigt, dass der vorliegende Entwurf ein
«Rohrkrepierer» sei. Die Hauptkritikpunkte waren gemass der NZZ, dass die Erhdhung
der Mindeststrafen erstens nicht die besonders brutalen oder rucksichtslosen
Taterinnen und Tater treffe, die in der Offentlichkeit fiir Empdrung sorgten, sondern
jene, deren Verschulden am geringsten sei. Zweitens fluhre die Erhéhung der
Mindeststrafen zu ungerechten Ergebnissen, da der richterliche Handlungsspielraum
bei besonders leichten Féllen eingeschrénkt werde. Drittens hédnge die Glaubwdrdigkeit
der Justiz weniger von der Hohe der Mindeststrafen als vielmehr vom Prozessrecht ab,
das festlege, wie schnell auf eine Tat reagiert und die Taterschaft zur Rechenschaft
gezogen werden kdnne. Schliesslich sei die Revision nicht kohéarent, da die Kriterien,
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nach denen die Mindeststrafen der einzelnen Delikte neu definiert wirden, nicht
ersichtlich seien. ®

Gleichzeitig mit den Standesinitiativen 14.301 und 14.311 verlangerte der Standerat in
der Sommersession 2019 stillschweigend die Behandlungsfrist fur die parlamentarische
Initiative Jositsch (sp, ZH) fur Mindeststrafen bei sexuellen Handlungen gegeniiber
Kindern unter 16 Jahren. Die geforderten Anpassungen am Besonderen Teil des
Strafgesetzbuches sollen im Rahmen der héngigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung gepruft werden. °

Sozialpolitik
Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Lors de la session de printemps 2016, une méme initiative parlementaire a été
présentée au Conseil national par la députée agrarienne Natalie Rickli (udc, ZH) et aux
Etats par le sénateur socialiste Daniel Jositsch (ps, ZH). L'initiative exige des peines
planchers pour des actes d'ordre sexuel avec des mineurs, qui seraient différenciées
en fonction de I'age de la victime. Ainsi, tout acte de contrainte sexuelle serait puni
d'une peine privative de liberté d'une année minimum si la victime a moins de 16 ans, et
de deux années si elle a moins de 12 ans. De méme un viol serait selon la proposition
des deux parlementaires puni par une privation de liberté d'au moins deux ans sur une
victime de moins de 16 ans, et de trois si cette derniére est dgée de moins de 12 ans. A
noter que le code pénal actuel ne prévoit pas de peine plancher, a moins que les actes
se déroulent sous la contrainte d'une arme ou d'un objet dangereux, auquel cas les
coupables se voient menacés d'une peine de 3 ans au minimum, indifféremment de
|'dge de la victime.
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